
 
 
INHALT: Vollzug der Wassergesetze, Verordnung des Landratsam-
tes Pfaffenhofen a.d.Ilm über das Wasserschutzgebiet (Brunnen I 
und II) der Gemeinde Reichertshausen; Vollzug der Wassergesetze 
und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), 
Antrag des Herrn Georg Johann Hipp auf Zutagefördern von 
Grundwasser und Wiedereinleiten des abgekühlten Grundwassers 
der Gemarkung Hettenshausen zum Betrieb einer Wärmepumpe; 
Antrag auf Zutagefördern von Grundwasser aus einem Brunnen der 
Gemarkung Königsfeld zur Hopfenbewässerung; Antrag auf Zuta-
gefördern von Grundwasser aus einem Brunnen der Gemarkung 
Oberhartheim zur Hopfenbewässerung; Errichtung eines Regen-
rückhaltebeckens, Gemarkung Untermettenbach durch die Stadt 
Geisenfeld; Vollzug der Immissionsschutzgesetze, Antrag nach § 
16 Abs. 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) auf unbe-
fristete Erhöhung der Sendeleistungen der EMC-Anlage, Anragstel-
ler: EADS Deutschland GmbH, Rechliner Straße, 85077 Manching; 
Abwasserzweckverband Geisenhausen – Geroldshausen, 3. Ände-
rungssatzung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässe-
rungssatzung; Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg, Allgemeinverfügung nach § 4 Abs. 5 Düngeverordnung; 
Wasserzweckverband „Geroldshausener Gruppe“, 3. Änderungs-
satzung der Beitrags- und Gebührensatzung; Sparkasse Pfaffenho-
fen, Aufgebot; Sparkasse Ingolstadt, Aufgebot von Sparkassenbü-
chern und sonstigen Sparurkunden ; 
______________________________________________________ 
 
 

Landratsamt 
 
 
Vollzug der Wassergesetze;  
Verordnung des Landratsamtes Pfaffenhofen a.d.Ilm ü ber das 
Wasserschutzgebiet ( Brunnen I und II ) der Gemeind e Rei-
chertshausen  
 
 
Das Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm erlässt auf Grund des § 19 
Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) i. V. 
m. Art. 35 und 75 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) 
folgende 
 

Verordnung 
 

zur Änderung der Verordnung über das Wasserschutzgebiet der 
Gemeinde Reichertshausen (Brunnen I und II) vom 21.09.1981, 
veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 39 vom 01.10.1981, geändert mit 
Verordnung vom 10.09.1990, veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 40 vom 
04.10.1990 
 

§ 1 
 

Änderung der Verordnung 
 
 

1. In § 2 Abs. 6 wird „ im Anhang “ durch „ in Anlage 1“ 
Lageplan M 1: 5.000 ersetzt. 

 
2. In § 3 Abs. 1 erhalten die Ziffern 1.1, 1.2, 1.3 und 1.10 

folgende Fassung: 
 
 im Fassungs-

bereich 
in der Enge-
ren Schutz-

zone 

in der Weite-
ren Schutz-

zone 
entspricht 

Zone 
I II III 

1.1 Düngen 
mit Gülle, 
Jauche, 
Festmist  

verboten verboten wie 
Nr. 1.2 

1.2 Düngen 
mit minerali-
schen und 
sonstigen 
organischen 
Stickstoff-
düngern 

 

 

 

verboten 

- verboten, wenn die Stick-
stoffdüngung nicht nach-
weislich in zeit- und be-
darfsgerechten Gaben er-
folgen (siehe Anlage 2) 

- verboten auf abgeernteten 
Flächen ohne unmittelbar 
folgenden Zwischen- und 
Hauptfruchtbau 

- verboten auf tief gefrore-
nem oder schneebedeck-
tem Boden 

- verboten auf Grünland 
vom 15. November bis 15. 
Januar 

- verboten auf Ackerland 
vom 15. November bis 15. 
Januar 

- verboten auf allen übrigen 
Flächen einschließlich 
Brachland 

Die Bestimmungen der Dün-
geverordnung (DüV) in der 
jeweils gültigen Fassung 
bleiben unberührt. 

1.3 Lagern 
und Ausbrin-
gen von Klär-
oder Fäkal-
schlamm 

 
verboten 

1.10 Rodung, 
Kahlschlag 
größer als 
5000 m² oder 
eine in der 
Wirkung 
gleichkom-
mende Maß-
nahme (siehe 
Anlage 2) 

 
verboten 

(ausgenommen bei Kalamitäten) 

 
 
3. In § 3 Abs. 3 wird „Anlagen- und Fachbetriebsverordnung“ 

durch „Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe   
(Anlagenverordnung – VAwS )“ ersetzt. 

 
4. In § 7 wird der bisherige Text Abs. 1 und folgender Abs. 2 

eingefügt: 
 
 „Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser 

Verordnung ergehende Anordnung erhöhte Anforderungen 
festsetzt, die die ordnungsgemäße land- oder forstwirt-
schaftliche Nutzung beschränken, ist für die dadurch verur-
sachten wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener Aus-
gleich gem. § 19 Abs. 4 WHG und Art. 74 Abs. 6 BayWG zu 
leisten“. 

 
5. In § 8 werden die Worte „hunderttausend Deutsche Mark“ 

durch die Worte „fünfzigtausend Euro“ ersetzt. 
 
6. Der Verordnung wird folgende Anlage 2 angefügt: 

 
Anlage 2 
 

 Düngen mit mineralischen und sonstigen organischen 
Stickstoffdüngern (zu Nr. 1.2) 

 
 Nachweislich bedeutet: Schlagspezifische Aufzeichnungen 

über Art, Menge und Zeitpunkt der Düngung 
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 2 
Rodung, Kahlschlag und in der Wirkung gleichkommende 
Maßnahmen (zu Nr. 1.10) 
 
Ein Kahlschlag liegt vor, wenn auf einer Waldfläche alle 
aufstockenden Bäume in einem oder in wenigen kurz auf-
einander folgenden Eingriffen entnommen werden, ohne 
dass bereits eine ausreichende übernehmbare Verjüngung 
vorhanden ist und daher durch die Hiebsmaßnahme auf der 
Fläche Freilandbedingungen (Klima) entstehen. 

 
Eine dem Kahlschlag gleichkommende Maßnahme ist eine 
Lichthauung, bei der nur noch vereinzelt Bäume stehen 
bleiben und dadurch auf der Fläche ebenfalls Freiflächen-
bedingungen entstehen. 
 
Ein Kahlschlag kann auch entstehen, wenn zwei oder meh-
rere benachbarte Waldbesitzer Hiebe durchführen, die in 
der Summe zu den o.g. Freiflächenbedingungen führen. 
 
Dagegen sind Hiebmaßnahmen eines oder mehrer Wald-
besitzer auf räumlich getrennten Teilflächen zulässig, wenn 
sie die Flächenobergrenzen dieser Verordnung lediglich in 
der Summe überschreiten. 
 

 Unter Kalamitäten sind Schäden durch Windwurf, Schnee-
bruch oder durch Schädlingsbefall zu verstehen, deren Be-
seitigung nur durch Entnahme aller geschädigten Bäume 
und daher u.U. nur durch Kahlschlag möglich ist.   

 
§ 2 

 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im 
Amtsblatt des Landkreises Pfaffenhofen a. d. Ilm in Kraft. 
 
 
Pfaffenhofen, den 11.11.2009                  40/6420 
 
Anton Westner, Stellvertreter des Landrats 
______________________________________________________ 
 
 
Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die  Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG); 
Antrag des Herrn Georg Johann Hipp auf Zutageförder n von 
Grundwasser und Wiedereinleiten des abgekühlten Gru ndwas-
sers auf dem Grundstück Fl.-Nr. 1250/3 der Gemarkun g Het-
tenshausen zum Betrieb einer Wärmepumpenanlage 
Standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles  
 
 
Herr Georg Johann Hipp betreibt auf dem Grundstück Fl.-Nr. 
1250/3, Gemarkung Hettenshausen 2 Wärmepumpen mit einer 
Heizleistung von je 35,5 kJ/s. Das Grundwasser wird aus einem 
Förderbrunnen entnommen und über zwei Schluckbrunnen wieder 
eingeleitet. 
 
Eine wasserrechtliche Erlaubnis für die Benutzung wurde erstmals 
mit Bescheid vom 22.06.1989 befristet erteilt. Die Anlage ist seit 
dem in Betrieb. Aus den vorliegenden Aufzeichnungen ergibt sich 
eine durchschnittlich jährliche Grundwasserentnahmemenge von 
45.691 m³. Herr Hipp beantragt nun eine weitere wasserrechtliche 
Erlaubnis zum Betrieb der Wärmepumpenanlage. 
 
Da die beantragte Jahresentnahmemenge von Grundwasser weni-
ger als 100.000 m³ beträgt, ist für oben genanntes Vorhaben ge-
mäß §§ 3 Abs. 1 Satz 1 und 3 d UVPG in Verbindung mit Art. 83 
Abs. 3 Satz 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) in Ver-
bindung mit Ziffer 13.3.3 der Anlage III zum BayWG eine standort-
bezogene Vorprüfung des Einzelfalles vorzunehmen, ob eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. 
 
Nach Anlage III, II. Teil Nr. 2 Satz 2 zum BayWG ist eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung im Einzelfall dann durchzuführen, wenn das 
Vorhaben trotz der geringen Größe oder Leistung erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen aufgrund der besonderen örtli-
chen Gegebenheiten besorgen lässt. Die besonderen örtlichen 
Gegebenheiten, die diese Besorgnis auszulösen vermögen, sind in 
Anlage III, II. Teil Nr. 4 b zum BayWG aufgeführt. 
 
Die standortbezogene Vorprüfung hat ergeben, dass durch das 
Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu 
erwarten sind. Insbesondere liegen keine besonderen örtlichen 

Gegebenheiten vor, auf Grund derer trotz der relativ geringen Grö-
ße bzw. Leistung des Vorhabens nachteilige Umweltauswirkungen 
zu erwarten sind. Eine förmliche Umweltverträglichkeitsprüfung im 
Sinne des UVPG ist daher nicht erforderlich.  
 
Das entnommene Grundwasser wird außer seiner Abkühlung in 
seiner Beschaffenheit nicht verändert. Die Anlage wird bereits seit 
1989 betrieben. Bisher wurden keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen festgestellt. 
 
Das Vorhaben wird von allen beteiligten Fachstellen (Untere 
Naturschutzbehörde und Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt) sowie 
der Gemeinde Hettenshausen befürwortet bzw. diese erheben 
keine Einwände. 
 
Die Übereinstimmung des Vorhabens mit dem materiellen Umwelt-
recht wird unbeschadet dessen im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens  - ohne die zusätzlichen, im Wesentlichen verfahrensrecht-
lichen Anforderungen des UVPG -  überprüft. 
 
Die Unterlagen können beim Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm, 
Sachgebiet Umweltschutz-Verwaltung (Zimmer Nr. 179), Hauptplatz 
22, 85276 Pfaffenhofen, während der üblichen Besuchszeiten 
eingesehen werden. 
 
Die Feststellung wird hiermit gemäß Art. 83 Abs. 3 Satz 2 2. Halb-
satz BayWG bekannt gemacht. Diese Feststellung ist nicht selb-
ständig anfechtbar. 
 
 
Pfaffenhofen, den 09.11.2009               40/6421.1 
 
Anton Westner, Stellvertreter des Landrats 
______________________________________________________ 
 
 
Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die  Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG); 
Antrag auf Zutagefördern von Grundwasser aus einem Brun-
nen auf dem Grundstück Flurnummer 309 der Gemarkung  
Königsfeld zur Hopfenbewässerung. 
Standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles 
 
 
Herr Helmut Rieder beantragte beim Landratsamt Pfaffenhofen die 
Entnahme von Grundwasser aus einem Brunnen auf dem Grund-
stück Flurnummer 309 der Gemarkung Königsfeld zur Hopfenbe-
wässerung. Aus dem Schachtbrunnen sollen jährlich max. 
14.500 m³ entnommen werden.  
 
Gem. § 3 Abs. 1 S. 1 und § 3 d UVPG i. V. m. Nr. 13.3.2 der Anlage 
I zum UVPG unterliegt das Zutagefördern von Grundwasser mit 
einem jährlichen Volumen von weniger als 10 Mio. m³ Wasser der 
Umweltverträglichkeitsprüfungspflicht nach Maßgabe des Landes-
rechts. Nach Art. 83 Abs. 3 BayWG i.V.m. Nr. 13.5.2 I.Teil der 
Anlage III zum BayWG unterliegt das o.g. Vorhaben einer standort-
bezogenen Vorprüfung des Einzelfalles. Demnach ist eine UVP 
nach Nr. 2 Satz 2 II.Teil der Anlage III zum BayWG im Einzelfall 
dann durchzuführen, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der 
zuständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung trotz der 
geringen Größe oder Leistung erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen aufgrund der besonderen örtlichen Gegebenheiten 
besorgen lässt. Die besonderen örtlichen Gegebenheiten, die diese 
Besorgnis auszulösen vermögen, sind in Anlage III, II. Teil Nr. 4 b 
zum BayWG aufgeführt. 
 
Die standortbezogene Vorprüfung hat ergeben, dass durch das 
Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu 
erwarten sind. Insbesondere liegen keine besonderen örtlichen 
Gegebenheiten vor, auf Grund derer trotz der relativ geringen Grö-
ße bzw. Leistung des Vorhabens nachteilige Umweltauswirkungen 
zu erwarten sind. Weder wird die Nutzung des Gebietes durch die 
Landwirtschaft noch ein besonderes Schutzgebiet durch die 
Grundwasserentnahme erheblich beeinträchtigt. Eine förmliche 
Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne des UVPG ist daher nicht 
erforderlich.  
 
Das Vorhaben wird von allen beteiligten Fachstellen (Untere 
Naturschutzbehörde, Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt) sowie dem 
Markt Wolnzach befürwortet bzw. erheben diese keine Einwände. 
 
Die Übereinstimmung des Vorhabens mit dem materiellen Umwelt-
recht wird unbeschadet dessen im Rahmen des Genehmigungsver-
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